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Gemeindeordnung





Gemeindeordnung
der .......	Comment by Autor: Name der Spezialgemeinde eintragen.

vom .......[footnoteRef:1]	Comment by Autor: Datum der Bürgerversammlung eintragen.	Comment by Autor: In der Fussnote Name der Gemeinde, Erlass- und Vollzugsdatum eintragen. [1: 	Von der Bürgerschaft der [Ortsgemeinde/Korporation] ....... erlassen am ......., rechtsgültig geworden durch Genehmigung des Departementes des Innern vom ....................; in Vollzug ab ........] 




Die Bürgerschaft der .......	Comment by Autor: Name der Spezialgemeinde eintragen.

erlässt

gestützt auf Art. 22 Abs. 3 Bst. a des Gemeindegesetzes vom 21. April 2009[footnoteRef:2] [2: 	sGS 151.2.] 


als Gemeindeordnung:



I. GRUNDLAGEN

	Geltungsbereich
	Art. 1
Diese Gemeindeordnung regelt Organisation und Zuständigkeit der Organe der ....... sowie die politischen Rechte der Bürgerschaft.	Comment by Autor: Name der Spezialgemeinde eintragen.



Nur für ortsbürgerliche Korporationen
	Rechtsnatur
	Art. 2
Die ….... ist eine ortsbürgerliche Korporation im Sinn von Art. 1 Abs. 2 Bst. c des Gemeindegesetzes[footnoteRef:3].	Comment by Autor: Name der ortsbürgerlichen Korporation eintragen, z.B. Rhode ........ [3: 	sGS 151.2.] 




Nur für örtliche Korporationen
	Rechtsnatur
	Art. 2
Die ….... ist eine örtliche Korporation im Sinn von Art. 1 Abs. 2 Bst. d des Gemeindegesetzes[footnoteRef:4].	Comment by Autor: Name der Korporation eintragen, z.B. Wasserkorporation ......., Dorfkorporation ........ [4: 	sGS 151.2.] 




	Organisationsform
	Art. 3
Die Gemeinde organisiert sich als Gemeinde mit Bürgerversammlung.



	Organe
	Art. 4
Organe der Gemeinde sind:
a) die Bürgerschaft;
b) der Verwaltungsrat;	Comment by Autor: Oder bei Ortsgemeinden: Bürgerrat, Ortsverwaltungsrat (Art. 89 Abs. 3 GG).
Wird die Bezeichnung Bürgerrat oder Ortsverwaltungsrat verwendet, so ist der Begriff "Verwaltungsrat" im nachfolgenden Text durch den Begriff "Bürgerrat" oder "Ortsverwaltungsrat" zu ersetzen.
c) die Geschäftsprüfungskommission.





Nur für Ortsgemeinden
	Aufgaben
	Art. 5
Die Ortsgemeinde erfüllt mit ihren Mitteln gemeinnützige, kulturelle und andere Aufgaben im öffentlichen Interesse. Ihre Leistungen kommen der Allgemeinheit zugute.	Comment by Autor: Art. 12 GG.



Nur für örtliche Korporationen
	Aufgaben
	Art. 5
Die Aufgaben der Korporation sind:	Comment by Autor: Art. 16 Abs. 2 GG.
a) .......;
b) ........
Sie kann weitere Aufgaben im öffentlichen Interesse übernehmen.



Nur für ortsbürgerliche Korporationen
	Aufgaben
	Art. 5	Comment by Autor: Text wie für Ortsgemeinden oder örtliche Korporationen verwenden.
.......



Nur für örtliche Korporationen
	Gebiet
	Art. 6
Das Korporationsgebiet ist im Umgrenzungsplan gemäss Anhang 1 festgehalten.	Comment by Autor: Art. 17 GG.




II. BÜRGERSCHAFT

1. Stellung und Zuständigkeit

	Grundsatz
	Art. 7
Die Bürgerschaft ist oberstes Organ.
Sie berät und beschliesst an der Bürgerversammlung, soweit nicht Urnenabstimmung vorgeschrieben ist.



Nur für örtliche Korporationen
	Stimmrecht
	Art. 8
Stimmberechtigt ist, wer:
a) im Korporationsgebiet Wohnsitz hat und in der politischen Gemeinde ....... das Stimmrecht besitzt;	Comment by Autor: Name der politischen Gemeinde eintragen. Falls die örtliche Korporation auf dem Gebiet mehrerer politischer Gemeinden besteht (Art. 17 Abs. 1 GG), so sind alle politischen Gemeinden einzutragen.
b) Eigentümer von im Korporationsgebiet gelegenen Objekten ist, die der Wasserversorgung angeschlossen sind oder in deren Feuerschutz stehen, soweit nicht das Stimmrecht gemäss Bst. a gegeben ist. Das Stimmrecht juristischer Personen sowie minderjähriger oder urteilsunfähiger Eigentümer wird von ihrem Vertreter ausgeübt. Niemand darf mehr als zwei Stimmrechte ausüben.	Comment by Autor: Bst. b fakultativ (Art. 69 Abs. 2 GG).





	Sachabstimmungen
a) an der Bürgerversammlung
	Art. 9
Die Bürgerschaft beschliesst an der Bürgerversammlung über:
a) Erlass und Änderung der Gemeindeordnung;	Comment by Autor: Beschluss über die Gemeindeordnung aufgrund eines Antrags des Verwaltungsrates, eines Initiativbegehrens oder einer Volksmotion (soweit diese in der Gemeindeordnung vorgesehen ist).
b) Jahresrechnung;
c) Budget. Neue Ausgaben werden auf der dritten Stufe der Artengliederung beschlossen;	Comment by Autor: Bis am 1. Januar 2019 verwendet das Gemeindegesetz den Begriff «Voranschlag».	Comment by Autor: Fakultativ, vgl. Art. 113 Abs. 3 GG gemäss Nachtrag zum Gemeindegesetz vom 28. Juni 2016. Diese Bestimmung kann erst auf den 1. Januar 2019 in Vollzug gesetzt werden (Ausnahme: Pilotgemeinden RMSG). Ohne diese Bestimmung sind neue Ausgaben auf der untersten Stufe der Artengliederung zu beschliessen.
d) Finanzgeschäfte gemäss Anhang;	Comment by Autor: Bei örtlichen Korporationen: Anhang 2.
e) Mitgliedschaft bei Gemeindeverbänden und Zweckverbänden;
f) weitere Geschäfte nach Massgabe der Gemeindeordnung oder der besonderen Gesetzgebung.	Comment by Autor: Beispiel: Art. 82 f. GG Volksmotion (Ausarbeitung einer Vorlage).



	b) an der Urne
	Art. 10
Die Bürgerschaft beschliesst an der Urne über:
a) Erlass und Änderung der Gemeindeordnung, soweit ein Drittel der Bürgerversammlung für die Schlussabstimmung zur Gemeindeordnung die Urnenabstimmung verlangt;	Comment by Autor: Art. 26 Abs. 4 GG.
b) Geschäfte nach Art. 9 Bst. d bis f dieses Erlasses, soweit die Bürgerversammlung im Einzelfall Urnenabstimmung beschlossen hat;	Comment by Autor: Art. 26 Abs. 3 Bst. c GG.
Vorbehalten bleibt die Zulässigkeit, den Abstimmungsgegenstand an die Urne zu verweisen.
Variante (soweit sie die Gemeindeordnung vorsieht): "... im Einzelfall eine Minderheit von ....... (z.B. 1/3 der an der Bürgerversammlung anwesenden Stimmberechtigten) Urnenabstimmung beschlossen hat"; Art. 26 Abs. 3 Bst. c GG.
c) Finanzgeschäfte gemäss Anhang;	Comment by Autor: Fakultativ, d.h. nur soweit die Gemeindeordnung es vorsieht.	Comment by Autor: Bei örtlichen Korporationen: Anhang 2.
d) Referendumsbegehren;
e) Initiativbegehren, soweit sie nicht die Gemeindeordnung betreffen;
f) ........	Comment by Autor: Beispiel: Grundsatz- und Sachabstimmungen nach dem Gemeindevereinigungsgesetz.



	Wahlen
a) an der Urne
	Art. 11
Die Bürgerschaft wählt an der Urne:
a) die Präsidentin oder den Präsidenten des Verwaltungsrates;
b) die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates;
c) die Mitglieder der Geschäftsprüfungskommission.

Variante zu Art. 11:
Die Bürgerschaft wählt offen an der Bürgerversammlung:	Comment by Autor: Art. 27 Abs. 1 GG.
a) die Präsidentin oder den Präsidenten des Verwaltungsrates;
b) die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates;
c) die Mitglieder der Geschäftsprüfungskommission.
Die Bürgerversammlung hat im Einzelfall das Recht, Urnenwahl zu beschliessen.



	b) Stille Wahl[footnoteRef:5] [5: 	Art. 28 Abs. 1 Bst. c des Gesetzes über Wahlen und Abstimmungen, sGS 125.3] 

	Art. 12
Für Gemeindebehörden ist stille Wahl im zweiten Wahlgang möglich.






2. Bürgerversammlung

	Durchführung
	Art. 13
Die Bürgerversammlung über Jahresrechnung und Budget wird bis 15. April durchgeführt.	Comment by Autor: Bis am 1. Januar 2019 verwendet das Gemeindegesetz den Begriff «Voranschlag».
Bürgerschaft und Verwaltungsrat können weitere Bürgerversammlungen anordnen.
Der Verwaltungsrat setzt Ort und Zeitpunkt der Bürgerversammlung fest.

Variante zu Art. 13 Abs. 1:	Comment by Autor: Fakultative Festlegung in der Gemeindeordnung (Art. 28 Abs. 2 GG)  Budgetgemeinde.
Bürgerversammlungen finden statt:
a) bis 15. April zur Beschlussfassung über die Jahresrechnung;
b) bis 10. Dezember zur Beschlussfassung über das Budget des folgenden Jahres.



	Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler
	Art. 14
Die Bürgerschaft wählt die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler offen bei Verhandlungsbeginn.

Variante 1:	Comment by Autor: Fakultative Festlegung in der Gemeindeordnung (Art. 34 Abs. 1 zweiter Satz GG).
Der Verwaltungsrat bietet für die Bürgerversammlung Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler auf, die für die Urnenabstimmungen gewählt sind.

Variante 2:	Comment by Autor: Fakultative Festlegung in der Gemeindeordnung (Art. 34 Abs. 1 zweiter Satz GG).
Die Stimmenzählerinnen und Stimmenzähler werden an der ersten Bürgerversammlung einer neuen Amtsdauer für die Amtsdauer gewählt.



	Orientierungsversammlung
	Art. 15
Der Verwaltungsrat kann vor Sachabstimmungen eine Orientierungsversammlung anordnen.




3. Fakultatives Referendum	Comment by Autor: Der Verzicht auf das politische Recht des fakultativen Referendums ist nicht zulässig (Art. 52 der Kantonsverfassung [sGS 111.1], Art. 73 GG).

	Grundsatz
	Art. 16
....... der Stimmberechtigten kann schriftlich verlangen, dass ein dem fakultativen Referendum unterstehender Erlass oder Beschluss der Abstimmung durch die Bürgerschaft unterstellt wird.	Comment by Autor: Neue Fassung mit Nachtrag vom 23.12.2009 (fetter Text):
In der Gemeindeordnung ist die Zahl obligatorisch festzulegen (Art. 73 GG). Wird die Zahl mit einem Anteil aller Stimmberechtigten definiert (z.B. 1/10), so ist der massgebende Zeitpunkt in der Gemeindeordnung festzulegen. Beispiel: Ergänzender Absatz 2: Es ist die Zahl der Stimmberechtigten bei den letzten Gesamterneuerungswahlen des Verwaltungsrates massgebend.
Variante: (z.B.) "250 Stimmberechtigte können ...".



	Eventualantrag
	Art. 17	Comment by Autor: Fakultativ. Fehlt eine Bestimmung in der Gemeindeordnung, so ist der Eventualantrag nicht möglich (Art. 75 GG).
Bei Zustandekommen des Referendums haben die Stimmberechtigten gleichzeitig über die Vorlage und den Eventualantrag abzustimmen. Kommt kein Referendum zustande, so entfällt auch der Eventualantrag. Beim Eventualantrag handelt es sich um ein Instrument, welches dem Gegenvorschlag zu einer Initiative auf kantonaler Ebene entspricht.
Der Verwaltungsrat kann einen Eventualantrag zu einer Vorlage stellen, die dem fakultativen Referendum untersteht.
Das Verfahren richtet sich sachgemäss nach den Vorschriften des Gesetzes über Referendum und Initiative[footnoteRef:6] über Initiative und Gegenvorschlag. [6: 	sGS 125.1] 






	Amtliche Bekanntmachung
	Art. 18
Der Verwaltungsrat veröffentlicht referendumspflichtige Erlasse und Beschlüsse im amtlichen Publikationsorgan.	Comment by Autor: Einschliesslich eines allfälligen Eventualantrags nach Art. 17 dieses Erlasses.
Er veröffentlicht Beginn und Ende der Referendumsfrist, die notwendige Zahl der Unterschriften sowie den Ort, wo die Referendumsvorlage eingesehen und bezogen werden kann.



	Frist
	Art. 19
Die Frist zur Einreichung des Begehrens beträgt ....... Tage seit der amtlichen Bekanntmachung.	Comment by Autor: Frist eintragen (Art. 81 Abs. 2 GG), z.B. 40 Tage.
Bemerkung: Die Frist nach dem Gesetz über Referendum und Initiative beträgt 40 Tage (Art. 18 Abs. 2 des Gesetzes über Referendum und Initiative, sGS 125.1).



	Verfahren
	Art. 20
Der Verwaltungsrat lässt die Unterschriften durch die Stimmregisterführerin oder den Stimmregisterführer prüfen und stellt fest, ob das Begehren zustande gekommen ist.
Ist das Begehren zustande gekommen, so ordnet er innert ....... Monaten die Urnenabstimmung an.	Comment by Autor: Zeitraum festlegen, innert welchem der Verwaltungsrat die Urnenabstimmung anzuordnen hat, wenn das Referendumsbegehren zustande gekommen ist (Art. 81 Abs. 2 GG).
Beispiel: Sechs Monate.
Im Übrigen gilt sachgemäss das Gesetz über Referendum und Initiative[footnoteRef:7]. [7: 	sGS 125.1] 





4. Volksvorschlag	Comment by Autor: Fakultativ. Fehlen Bestimmungen in der Gemeindeordnung, so ist der Volksvorschlag nicht möglich (Art. 76 Abs. 1 GG).
Der Volksvorschlag ist ein dem Eventualantrag entsprechendes Instrument. Es ermöglicht der Bürgerschaft, auf kommunaler Ebene in den Gesetzgebungsprozess einzugreifen, bevor eine Vorlage allenfalls aufgrund einer einzigen Bestimmung in der Beschlussfassung scheitert.

	Grundsatz
	Art. 21
....... der Stimmberechtigten kann innert vierzig Tagen seit der Veröffentlichung der Referendumsvorlage einen Volksvorschlag einreichen, wenn der Verwaltungsrat keinen Eventualantrag gestellt hat.	Comment by Autor: Neue Fassung mit Nachtrag vom 23.12.2009 (fetter Text):
In der Gemeindeordnung ist die Zahl obligatorisch festzulegen (Art. 76 Abs. 2 GG). Wird die Zahl mit einem Anteil aller Stimmberechtigten definiert (z.B. 1/10), so ist der massgebende Zeitpunkt in der Gemeindeordnung festzulegen. Beispiel: Ergänzender Absatz 2: Es ist die Zahl der Stimmberechtigten bei den letzten Gesamterneuerungswahlen des Verwaltungsrates massgebend.
Variante: "... (z.B.) 250 Stimmberechtigte können ...".
Empfehlung: Mit Art. 16 dieses Erlasses übereinstimmende Zahl wählen.



	Form und Inhalt
	Art. 22
Der Volksvorschlag gilt als Referendum.
Mit dem Volksvorschlag kann die Änderung oder Streichung einzelner Bestimmungen eines Erlasses verlangt werden.
Der Volksvorschlag ist in der Form des ausformulierten Entwurfs einzureichen.	Comment by Autor: Beispiel: Der Erlass des Wasserreglements (Beschluss des Verwaltungsrates) untersteht dem fakultativen Referendum. Nach Art. 43 ist ein Gebäudezuschlag von 1.2 Prozent vorgesehen.
Der Volksvorschlag sieht z.B. vor: "Der Gebäudezuschlag beträgt für die übrigen Wohnbauten 1 Prozent des Zeitwerts."



	Verfahren
	Art. 23
Kommt das Referendum zustande, sind den Stimmberechtigten Vorlage und Volksvorschlag gleichzeitig zu unterbreiten.	Comment by Autor: Referendumsvorlage des Verwaltungsrates.



	Ergänzendes Recht
	Art. 24
Das Verfahren richtet sich sachgemäss nach den Vorschriften des Gesetzes über Referendum und Initiative[footnoteRef:8] über Initiative und Gegenvorschlag. [8: 	sGS 125.1] 







5. Initiative	Comment by Autor: Der Verzicht auf das politische Recht der Initiative ist nicht zulässig (Art. 47 der Kantonsverfassung [sGS 111.1], Art. 79 Abs. 1 GG).

	Grundsatz
	Art. 25
Mit einem Initiativbegehren kann ....... der Stimmberechtigten schriftlich eine Abstimmung über einen Gegenstand verlangen, der in die Zuständigkeit der Bürgerschaft fällt.	Comment by Autor: In der Gemeindeordnung ist die Zahl obligatorisch festzulegen (Art. 79 GG), z.B. 1/10. Es ist die Zahl der Stimmberechtigten bei den letzten Gesamterneuerungswahlen des Verwaltungsrates massgebend.
Variante: "Mit einem Initiativbegehren können ... (z.B.) 250 Stimmberechtigte schriftlich ...".
Das Initiativkomitee besteht aus wenigstens ....... Stimmberechtigten.	Comment by Autor: Die Zusammensetzung des Initiativkomitees sollte definiert werden (Beispiel: wenigstens fünf Stimmberechtigte).
Wird keine Regelung in der Gemeindeordnung getroffen, so gilt Art. 35 des Gesetzes über Referendum und Initiative. Diese Bestimmung fordert wenigstens fünfzehn Stimmberechtigte.



	Form und Inhalt
	Art. 26
Das Begehren ist als einfache Anregung zu stellen. Erlasse können in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs beantragt werden.	Comment by Autor: Beispiel: Initiative "Führung eines Museums": Der Verwaltungsrat der Ortsgemeinde wird beauftragt, der Bürgerversammlung ein Gutachten zu unterbreiten.	Comment by Autor: Beispiel Änderung eines Erlasses: Im geltenden Wasserreglement ist in Art. 43 ein Gebäudezuschlag von 1.2 Prozent festgehalten.
Die Initiative sieht z.B. vor: "Der Gebäudezuschlag beträgt für die übrigen Wohnbauten 1 Prozent des Zeitwerts."
Beispiel neuer Erlass: Das Initiativkomitee arbeitet ein .......reglement aus.
Das Begehren umfasst nicht mehr als einen Gegenstand.	Comment by Autor: Es soll verhindert werden, dass die Bürgerschaft bei ihrer Willensäusserung in ein Dilemma gerät, wenn sie von zwei nicht eng genug zusammenhängenden Teilen einer Vorlage nur den einen Teil annehmen, den andern aber ablehnen will.
Das Begehren kann die Änderung mehrerer Artikel eines Erlasses umfassen.



	Prüfung der 
Zulässigkeit
	Art. 27
Das Initiativkomitee legt das Begehren dem Verwaltungsrat zur Prüfung der Zulässigkeit vor.
Der Verwaltungsrat stellt innert ....... Monaten fest, ob das Begehren zulässig ist.	Comment by Autor: Frist für die Prüfung der Zulässigkeit (Art. 81 Abs. 2 GG).
Beispiel: Vier Monate (vgl. Art. 36 Abs. 2 des Gesetzes über Referendum und Initiative).



	Anmeldung und 
amtliche Bekanntmachung
	Art. 28
Das Initiativkomitee meldet das Begehren innert eines Monats seit Rechtskraft des Entscheides über die Zulässigkeit bei der Verwaltungsratskanzlei an.
Die Verwaltungsratskanzlei veröffentlicht das Begehren unverzüglich im amtlichen Publikationsorgan.



	Einreichung
	Art. 29
Die Frist zur Einreichung des Begehrens beträgt ....... Monate seit der amtlichen Bekanntmachung des Begehrens.	Comment by Autor: Einreichfrist festlegen (vgl. Art. 81 Abs. 2 GG).
Beispiel: fünf Monate (Art. 41 Abs. 1 des Gesetzes über Referendum und Initiative).
Der Verwaltungsrat lässt die Unterschriften durch die Stimmregisterführerin oder den Stimmregisterführer prüfen und stellt fest, ob das Begehren zustande gekommen ist.



	Stellungnahme des Verwaltungsrates
	Art. 30
Der Verwaltungsrat beschliesst, ob er dem Begehren zustimmt, ob er es ablehnt oder ob er auf eine Stellungnahme verzichten will.
Er kann einen Gegenvorschlag unterbreiten.
Stimmt der Verwaltungsrat dem Begehren nicht zu, so ordnet er innert ....... Monaten seit Rechtsgültigkeit des Beschlusses über das Zustandekommen die Abstimmung durch die Bürgerschaft an.	Comment by Autor: Frist für die Anordnung der Abstimmung durch die Bürgerschaft (Art. 81 Abs. 2 GG).
Beispiel: Sechs Monate.



	Ergänzendes Recht
	Art. 31
Im Übrigen gilt sachgemäss das Gesetz über Referendum und Initiative[footnoteRef:9]. [9: 	sGS 125.1] 







6. Volksmotion	Comment by Autor: Fakultativ. Fehlen Bestimmungen in der Gemeindeordnung, so ist die Volksmotion nicht möglich (Art. 82 Abs. 1 GG).
Stimmberechtigte verlangen mit einer Volksmotion, dass der Verwaltungsrat eine Vorlage über einen Gegenstand ausarbeitet, der in die Zuständigkeit der Bürgerschaft fällt .
Beispiele: Vorlage zu einem Kreditbeschluss, Änderung der Gemeindeordnung, Erlass oder Änderung eines Reglements (z.B. eines Wasserreglements).

	Grundsatz
	Art. 32
Mit einer Volksmotion können ....... Stimmberechtigte schriftlich verlangen, dass der Verwaltungsrat eine Vorlage über einen Gegenstand ausarbeitet, der in die Zuständigkeit der Bürgerschaft fällt.	Comment by Autor: In der Gemeindeordnung ist die Zahl obligatorisch festzulegen (Art. 82 Abs. 2 GG), z.B. 15 Stimmberechtigte.



	Form und Inhalt
	Art. 33
Das Begehren ist als einfache Anregung zu stellen.



	Stellungnahme und Vorlage des Verwaltungsrates
	Art. 34
Der Verwaltungsrat beantragt der nächsten Bürgerversammlung Gutheissung, Gutheissung mit geändertem Wortlaut oder Nichteintreten.
Heisst die Bürgerschaft die Volksmotion gut, arbeitet der Verwaltungsrat innert ....... die Vorlage aus.	Comment by Autor: Frist festlegen.




III. VERWALTUNGSRAT

	Zusammensetzung
	Art. 35
Der Verwaltungsrat besteht aus:
a) der Präsidentin oder dem Präsidenten des Verwaltungsrates;
b) ....... weiteren Mitgliedern.	Comment by Autor: Anzahl Verwaltungsratsmitglieder eintragen. Nach Art. 89 Abs. 2 GG zählt der Verwaltungsrat wenigstens drei Mitglieder.
Die Präsidentin oder der Präsident des Verwaltungsrates kann Verwaltungsfunktionen ausüben.	Comment by Autor: Art. 97 GG.



	Aufgaben
a) Im Allgemeinen
	Art. 36
Der Verwaltungsrat ist das oberste Leitungs- und Verwaltungsorgan der Gemeinde.
Er erfüllt die Aufgaben, die ihm von Gesetzes wegen zugewiesen sind, sowie unter Vorbehalt der Übertragung an nachgeordnete Stellen durch Reglement folgende Aufgaben:
a) Antragstellung an die Bürgerschaft;
b) Vollzug der Beschlüsse der Bürgerschaft;
c) Organisation und Führung der Verwaltung;
d) Bestellung von Kommissionen;
e) Erfüllung weiterer grundlegender Leitungs-, Planungs- und Verwaltungsaufgaben;
f) Einreichung und Anerkennung von Klagen, Ergreifen von Rechtsmitteln und Abschluss von Vergleichen;
g) Vertretung der Gemeinde nach aussen;
h) Information der Öffentlichkeit über Geschäfte von allgemeinem Interesse;
i) Erlass eines Finanzplans;	Comment by Autor: Der Gemeinderat erstellt periodisch (ab 1. Januar 2019 jährlich) einen Finanzplan, der wenigstens die Planung für die drei dem Budget folgenden Rechnungsjahre umfasst. Der Mindestinhalt des Finanzplans ist in Art. 122 GG geregelt. Spezialgemeinden, die keine Aufgaben erfüllen, die den Gemeinden durch Verfassung oder Gesetz zugewiesen sind, können ab 1. Januar 2019 auf die Erstellung eines Finanzplans verzichten.
j) Sicherstellen eines internen Kontrollsystems;	Comment by Autor: Art. 123 GG.
k) Erfüllung aller weiteren Gemeindeaufgaben, für die kein anderes Organ zuständig ist.





	b) Rechtsetzung
	Art. 37
Der Verwaltungsrat erlässt Reglemente und schliesst Vereinbarungen ab.
Das fakultative Referendum bleibt vorbehalten.
Gebührentarife und Vollzugsvorschriften des Verwaltungsrates sind vom Referendum ausgenommen.	Comment by Autor: Art. 23 Bst. a GG.	Comment by Autor: Die Vollzugsvorschriften können, wenn gewünscht, vom fakultativen Referendum ausgenommen werden (Art. 24 Abs. 2 GG).



	c) Finanzbefugnisse
	Art. 38
Die Finanzbefugnisse des Verwaltungsrates sowie das Verfahren für die Beschlussfassung über neue Ausgaben und Grundstückgeschäfte richten sich nach dem Anhang.	Comment by Autor: Nicht teuerungsbedingte Nachtragskredite sind in der Regel als neue Ausgaben anzusehen und folgen – fehlt eine entsprechende Finanzkompetenzzuweisung in der Gemeindeordnung – der Zuständigkeitsregelung für neue Ausgaben.
Empfehlung: Regelung der Nachtragskredite im Anhang.	Comment by Autor: Erwerb und Veräusserung von Grundstücken des Finanzvermögens fallen in die Zuständigkeit des Verwaltungsrates, falls die Gemeindeordnung keine entsprechenden Kompetenzen der Bürgerschaft zuweist.
Empfehlung: Zuweisung von Kompetenzen für den Erwerb und die Veräusserung von Grundstücken sowohl an die Bürgerschaft als auch an den Verwaltungsrat (siehe Anhang).	Comment by Autor: Bei örtlichen Korporationen: Anhang 2.




IV. GESCHÄFTSPRÜFUNGSKOMMISSION

	Zusammensetzung
	Art. 39
Die Geschäftsprüfungskommission besteht aus ....... Mitgliedern.	Comment by Autor: Anzahl Mitglieder der GPK eintragen. Nach Art. 53 Abs. 1 GG zählt die GPK in Spezialgemeinden wenigstens drei Mitglieder.



	Aufgaben
	Art. 40
Die Geschäftsprüfungskommission erfüllt die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben und prüft namentlich die:
a) Amts- und Haushaltsführung des Verwaltungsrates und der Verwaltung im abgelaufenen Jahr;
b) Anträge des Verwaltungsrates über das Budget für das nächste Jahr.	Comment by Autor: Bis am 1. Januar 2019 verwendet das Gemeindegesetz den Begriff «Voranschlag».



	Sicherstellung der Fachkunde
	Art. 41
Die Geschäftsprüfungskommission stellt die angemessene fachkundige Kontrolle des Finanzhaushalts sicher. Kann sie dies nicht selbst sicherstellen, so überträgt sie die Rechnungskontrolle einer aussenstehenden fachkundigen Revisionsstelle.	Comment by Autor: Art. 87 der Kantonsverfassung (sGS 111.1), Art. 56 GG.




V. GEMEINDEUNTERNEHMEN	Comment by Autor: Optional, sofern überhaupt Gemeindeunternehmen bestehen (Art. 125 ff. GG).
Unselbständige öffentlich-rechtliche Unternehmen können neu mittels Reglement oder Vereinbarung gegründet werden (vgl. Art. 125 Abs. 1 Bst. b GG; bisher durch Gemeindeordnung). Eine Erwähnung in der Gemeindeordnung ist trotzdem sinnvoll, zumal die Zuständigkeiten von Verwaltungsrat und Bürgerschaft ohnehin in der Gemeindeordnung bestimmt werden müssen (vgl. Art. 127 Abs. 2 GG).
Möglich wäre auch die Bezeichnung von selbständigen öffentlich-rechtlichen Unternehmen in der Gemeindeordnung (Gründung und Auflösung erfolgt ebenfalls durch Reglement oder Vereinbarung; die Gründung untersteht dem obligatorischen Referendum, vgl. Art. 125 Abs. 1 Bst. a und Abs. 2 GG).

	Bestand
	Art. 42
Die ....... führt ....... als unselbständiges öffentlich-rechtliches Unternehmen.	Comment by Autor: Name der Spezialgemeinde eintragen.	Comment by Autor: Name des Gemeindeunternehmens eintragen, z.B. "die Wasserversorgung".





	Leitung
	Art. 43
Die Betriebskommission leitet das Unternehmen.	Comment by Autor: Der Kommission hat wenigstens ein Mitglied des Verwaltungsrates anzugehören. Ebenfalls möglich ist, dass der Verwaltungsrat das Unternehmen selbst führt (Art. 127 Abs. 1 GG).
Sie erfüllt insbesondere folgende Aufgaben des Unternehmens:
a) Anstellung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter;
b) Vorberatung der Reglemente und Gebührentarife;
c) Vorberatung von Budget und Jahresrechnung;	Comment by Autor: Bis am 1. Januar 2019 verwendet das Gemeindegesetz den Begriff «Voranschlag».
d) Verfügung über die im Budget enthaltenen Kredite;
e) ........
Die Finanzbefugnisse für das Unternehmen sowie das Verfahren für die Beschlussfassung über neue Ausgaben richten sich nach dem Anhang.	Comment by Autor: Leitet eine Kommission das Unternehmen, so können die Finanzbefugnisse im Anhang geregelt werden (zusätzliche Zuständigkeit der Kommission definieren).
Ohne Regelung in der Gemeindeordnung ist der Verwaltungsrat zuständig.

Variante zu Art. 43:
Der Verwaltungsrat leitet das Unternehmen.




VI. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

	Aufhebung bisherigen Rechts
	Art. 44
Die Gemeindeordnung vom ....... wird aufgehoben.	Comment by Autor: Datum der Beschlussfassung der Bürgerschaft eintragen.



	Vollzugsbeginn
	Art. 45
Die Gemeindeordnung wird mit Annahme durch die Bürgerschaft und Genehmigung durch das Departement des Innern rechtsgültig.
Sie wird ab ....... angewendet. 	Comment by Autor: Datum eintragen.
Variante: "Der Verwaltungsrat bestimmt den Vollzugsbeginn." (Grundsätzlich keine Rückwirkung erlaubt!).





Vom Verwaltungsrat erlassen am: .......	Comment by Autor: Datum eintragen.



Die Präsidentin des Verwaltungsrates:	Die Schreiberin des Verwaltungsrates:	Comment by Autor: Oder: "Der Präsident des Verwaltungsrates".	Comment by Autor: Oder: "Der Schreiber des Verwaltungsrates".



Vorname, Name	Vorname, Name



[bookmark: _GoBack]Von der Bürgerschaft der ....... an der Bürgerversammlung beschlossen am: .......	Comment by Autor: Name der Spezialgemeinde eintragen.	Comment by Autor: Datum eintragen.



Vom Departement des Innern genehmigt am:

Für das
Departement des Innern
Leiter Amt für Gemeinden und Bürgerrecht:




Dr. Alexander Gulde
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